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Rechtsforderungen und Klassenkampf —
Die Juristische Zentralstelle der KPD-Reichstagsfraktion 
in der Weimarer Republik
Zum 70. Jahrestag der Gründung der Kommunistischen Partei Deutschlands

Dr. VOLKMAR SCHONEBURG,
Zentralinstitut für Philosophie der Akademie der Wissenschaften der DDR

„Wir haben die Verpflichtung, den Standpunkt der Ver­
folgten, der Opfer zu vertreten“ (Aus der Reichstagsrede 
W. Koenens vom 22. Juni 1927 zur Strafrechtsreformi).

Seitdem die Arbeiterklasse als bewußte revolutionäre Kraft 
in die Geschichte eingetreten ist, besteht für sie die Notwen­
digkeit, ihr Verhältnis zur bürgerlichen Verfassung, zum 
bürgerlichen Recht und zur bürgerlichen Justiz zu bestim­
men sowie ihre eigenen Ansprüche in Gestalt von Rechts­
forderungen zu formulieren. Programmatisch für dieses Er­
fordernis ist der von F. Engels und K. Kautsky verfaßte Ar­
tikel „Juristen-Sozialismus“1 2, der 1887 in „Die Neue Zeit“ 
veröffentlicht wurde und in der Weimarer Republik zur 
Schulungsliteratur der „Roten Hilfe Deutschlands“ (RHD) 
gehörte. Vielfältige Beispiele aus der Geschichte der deut­
schen Arbeiterbewegung dokumentieren, wie dieser Aufgabe 
entsprochen wurde. Erwähnt seien hier nur die Aufsätze von 
A. Bebel zum Bürgerlichen Gesetzbuch3 oder von K. Lieb­
knecht zur Klassenjustiz und Strafrechtsreform4 sowie die 
große Zahl von Beiträgen zur Kriminalität, zum Strafrecht 
und zum Strafvollzug in „Die Neue Zeit“.5

Die Rechtsforderungen der Arbeiterklasse, die sowohl auf 
Veränderungen innerhalb des kapitalistischen Systems als 
auch auf ein zukünftiges, unter proletarischer Staatlichkeit 
zu verwirklichendes Recht zielten, geben wichtige Auf­
schlüsse über die Anwendung der marxistischen Rechtskon­
zeption sowie über Erkenntnisse und Erfahrungen der Klas­
senorganisation des Proletariats im Kampf g e g e n  das 
bürgerliche Recht, u m das bürgerliche Recht und m i t dem 
bürgerlichen Recht.

Auch für die KPD stand nach ihrer Gründung 1918/19 die 
Aufgabe, sich mit dem Recht und der Klassenjustiz der Wei­
marer Republik auseinanderzusetzen und ein Alternativ­
programm in Form von De-lege-ferenda-Vorstellungen auf­
zustellen. Institutionalisiert wurde eine kontinuierliche 
rechtswissenschaftliche und -praktische Arbeit der KPD 1921 
mit der Gründung der Juristischen Zentralstelle der kommu­
nistischen Reichstags- und preußischen Landtagsfraktion (im 
folgenden JZ).

Gründung und Aufgaben
der Juristischen Zentralstelle bis 1923

Auf die Novemberrevolution. 1918 und die revolutionäre 
Nachkriegskrise reagierte die Bourgeoisie u. a. durch die 
Schaffung von Stand- und Sondergerichten. Zuerst wurden 
im November 1918 in Bayern sog. Volksgerichte gebildet, 
deren Bezeichnung darüber hinwegtäuschen sollte, daß es 
bürgerliche Klassengerichte waren. Danach wurde in den 
anderen Ländern des Deutschen Reiches auf der Grundlage 
des Ermächtigungsartikels 48 der Weimarer Verfassung durch 
Notverordnungen die Sonder- und Standgerichtsbarkeit in­
stitutionalisiert. Die Härte, mit der diese Repressionsorgane 
gegen die Arbeiterbewegung vorgingen, traf die KPD ju­
ristisch relativ unvorbereitet: Nach den Niederlagen der re­
volutionären Arbeiter in Bayern (1919), der Kämpfer gegen 
den Kapp-Putsch (1920) sowie der mitteldeutschen Arbeiter 
im März 1921 befanden sich im Herbst 1922 über 5 000 poli­
tische Häftlinge in den deutschen Strafanstalten.

Diese Situation veranlaßte Vertreter der Reichszentrale 
der KPD und Rechtsanwälte, die revolutionäre Arbeiter in 
Strafverfahren vor Sondergerichten verteidigt hatten, am
6. August 1921 auf einer Konferenz in Berlin Gegenmaßnah­
men zu beraten: Auf Vorschlag der Rechtsanwälte wurden

eine besondere Rechtsschutzkommission und die JZ gegrün­
det. Der erste Leiter der JZ war Felix Halle.6 Ihm zur Seite 
stand der preußische Landtagsabgeordnete Gustav Menzel. 
Finanziert wurde die JZ über die Diäten der Abgeordneten 
der KPD.

Die vorrangige Aufgabe der JZ bestand zunächst im 
Kampf um die Freilassung der politischen Gefangenen. Ein­
zelgesuche beim Reichsjustizminister und beim Reichskanzler 
im Winter 1921 bewirkten, daß etwa 2 500 Verurteilte zum 
Teil bedingt aus der Strafhaft entlassen wurden.7 Halle und 
Menzel entwarfen Vorschläge für Amnestiegesetze, die von 
der Fraktion der KPD im Reichstag eingebracht wurden. 
Insofern ist das Reichsamnestiegesetz vom 21. Juli 1922, ob­
wohl es nicht mit den KPD-Entwürfen identisch ist, auch 
Ergebnis der Initiativen der kommunistischen Fraktion. 
Halle kommentierte dieses Gesetz in einem Merkblatt8 und 
vertrat bis zum Januar 1923 in 85 Fällen verurteilte Arbei-, 
ter vor dem Reichsamnestieausschuß.

Zu den Aktivitäten der JZ in dieser Zeit zählt auch die 
Formulierung des Entwurfs eines „Gesetzes betreffend die 
Aufhebung der Bayrischen Volksgerichte“, der am 6. Dezem­
ber 1922 dem Reichstag vorgelegt wurde. Er sah u. a. die 
Kassation von Urteilen dieser Sondergerichte vor, wenn die 
Handlung des Verurteilten politischen Motiven entsprang.9

Diese hier nur beispielhaft angeführten parlamentarischen 
Vorstöße und die dabei erzielten Erfolge wären ohne wis­
senschaftliche Vorarbeiten undenkbar gewesen. Sie wurden 
vor allem von Halle geleistet, der die Ausnahmegesetze und 
umfangreiches Faktenmaterial zur Rechtsprechung der Son­
dergerichte untersuchte und die Ergebnisse publizierte.10

Daß sich die JZ zunächst auf den Kampf gegen die Son­
dergerichtsbarkeit konzentrierte, beruhte u. a. auf der dama­
ligen undifferenzierten Einschätzung, daß sich der deutsche 
Kapitalismus in der Endkrise befände und keine Entwick- 
tungsmöglichkeiten mehr hätte. Dementsprechend sahen 
deutsche Marxisten den Kampf gegen die Terrorjustiz be-
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